
 
 
 

 Bern, 04. Juni 2026 

 

ParLetter der SBAA: Sommer 2026 
 
Sehr geehrte Nationalrätinnen, sehr geehrte Nationalräte; 
sehr geehrte Ständerätinnen, sehr geehrte Ständeräte, 

Beiliegend erhalten Sie den ParLetter der Schweizerischen Beobachtungsstelle für Asyl- und Ausländerrecht 
(SBAA) mit einem Überblick sowie Hinweisen zu ausgewählten ausländerrechtlichen und asylpolitischen Ge-
schäften der Sommersession 2026.  

Ständerat  Nationalrat 

Dienstag, 2. Juni 2026  Mittwoch, 03. Juni 2026 
 

26.3222 Interpellation Rieder. 
UNO-Vertragsorgane als oberste Gerichtsinstanzen 
für die Schweiz unter Aushebelung des Schweizeri-
schen Bundesgerichtes 

 25.4039 Mo. Friedli. (in Kürze) 
Kein Familiennachzug bei Stellvertreterehen 
 

 Donnerstag, 4. Juni 2026 
 

 25.4577 Mo. Chiesa. (1) 
Mehr Schutz für die Bevölkerung. Wirksame Mass-
nahmen gegen gewalttätige und kriminelle Asylsu-
chende 

24.3701 Mo. Pahud. (2)a 
Einen dauerhaften Grenzschutz gewährleisten 

24.3947 Mo. Poggia. (2)a 
Verstärkte Grenzkontrollen aufrechterhalten  

Dienstag, 16. Juni 2026 
 

Mittwoch, 17. Juni 2026   26.3067 Mo. Schmid. (2)b 
Liste der sicheren Herkunftsstaaten ausweiten 

25.3428 Mo. RK-N. (3) 
Landesverweisungen durch Strafbefehl 

➔ zur ausführlichen Analyse 

 26.3130 Mo. Rutz. (1) 
Keine Aufenthaltsbewilligungen für Kriminelle 

25.3635 Mo. Stark. (in Kürze) 
Unentgeltliche Rechtspflege im Asylrekursverfahren. 
Einschränkung von aussichtslosen Klagen             

➔ zur ausführlichen Analyse 

 24.4507 Mo. Wasserfallen. (1) 
Verschärfung der Landesverweisung für straffällige 
Drittstaatsangehörige 

25.4278 Mo. Würth. 
Asyl-Beschleunigungspaket dringlich angehen, ande-
re Strategieübungen zurückstellen 

  

25.3165 Mo. Stark. (4) 
Kantonsbeschwerderecht in Asylsachen 

  

26.3185 Mo. Müller. (2)c 
Rücküberstellung von Dublin-Fällen aus Italien nach 
Albanien 

  

26.3244 Mo. Gössi. (2)d 
Schweizer Teilnahme an Return-Hub-Projekten 

  

26.3229 Mo. Chiesa. (1) 
Keine Aufenthaltsbewilligungen für Kriminelle 

  

26.3407 Mo. Schwander. (2)b 
Sichere Herkunftsstaaten ausweiten 

  

 

https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20263222
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20254039
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20254577
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20243701
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20243947
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20263067
https://www.parlament.ch/fr/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20253428
https://beobachtungsstelle.ch/news/analyse-zur-motion-25-3428-landesverweisungen-durch-strafbefehl/
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20263130
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20253635
https://beobachtungsstelle.ch/news/analyse-werden-asylsuchende-bei-der-unentgeltlichen-rechtspflege-beguenstigt/
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20244507
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20254278
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20263165
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20263185
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20263244
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20263229
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20263407
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(1) Einmal mehr: Kriminalitätsstatistiken differenziert betrachten 

Die gleichlautenden Vorstösse 26.3229 und 26.3130 sowie 25.4577 und 24.4507 reihen sich in eine lange Liste 
politischer Vorstösse ein. Sie bedienen ein sicherheitspolitisches Dispositiv, das pauschalisierend auf «kriminel-
le Asylsuchende» zielt und im Asylrecht neue Sonderinstrumente schaffen will. Sie stehen in starkem Kontrast 
zu geltenden Grundrechten. 

In politischen Debatten wird ein Anstieg der Kriminalität häufig mit Migration in Verbindung gebracht. Eine 
solche Schlussfolgerung greift jedoch zu kurz. Die Polizeiliche Kriminalstatistik (PKS), auf die sich diese Aussagen 
meist stützen, erfasst lediglich Straftaten, die den Behörden angezeigt werden. Nicht berücksichtigt werden die 
sogenannte Dunkelziffer sowie der Ausgang späterer Gerichtsverfahren. 

Zudem zeigen verschiedene Studien, dass sowohl die Wahrscheinlichkeit einer Anzeige als auch die polizeiliche 
Einordnung von Straftaten von gesellschaftlichen Wahrnehmungen beeinflusst werden können. Kriminalitäts-
statistiken bilden deshalb nicht die tatsächliche Kriminalität ab, sondern müssen sorgfältig interpretiert wer-
den.1 

Der seit 2022 beobachtete Anstieg der registrierten Straftaten lässt sich durch verschiedene Faktoren erklären, 
darunter Nachholeffekte nach der Covid-19-Pandemie, die Zunahme digitaler Delikte sowie Änderungen im 
Strafrecht. So hängt der starke Anstieg der registrierten Vergewaltigungen auch mit der Einführung des Grund-
satzes «Nein heisst Nein» zusammen, wodurch mehr sexuelle Übergriffe rechtlich als Vergewaltigung erfasst 
werden.2 

➔ Die SBAA empfiehlt, alle vier Vorstösse abzulehnen. Kriminalitätszahlen sollten differenziert betrach-
tet werden. Eine wirksame Sicherheitspolitik setzt eine sorgfältige Analyse der Ursachen von Kriminali-
tät voraus und sollte sich auf Prävention, soziale Integration und evidenzbasierte Massnahmen stüt-
zen. 

 

(2) Verlagerung von Asylverfahren ins Ausland 

Mehrere aktuelle Motionen zielen darauf ab, das Konzept der sicheren Drittstaaten auszuweiten und Asylver-
fahren zunehmend ausserhalb Europas durchzuführen.  

a. Verstärkter Grenzschutz 

Die Motionen 24.3701 und 24.3947 fordern einen verstärkten Grenzschutz. Mit den Motionen wird der Bun-
desrat aufgefordert, die Grenzkontrollen dauerhaft auszubauen. Einerseits sollen mobile Patrouillen des Bun-
desamts für Zoll und Grenzsicherheit (BAZG) permanent verfügbar sein und die wichtigsten Grenzübergänge 
verstärkt überwachen. Andererseits sollen die im Zusammenhang mit der Fussball-Europameisterschaft 2024 
und den Olympischen Spielen in Paris eingeführten temporären Grenzkontrollen verlängert und an die ver-
schärften Massnahmen Deutschlands angepasst werden.  

Besonders auffallend ist, dass mit der Motion 24.3701 die Aufrechterhaltung bzw. Wiedereinsetzung eines klar 
begrenzten und temporären Zustands im Rahmen besonderer Ereignisse (EM 2024 und Olympische Spiele in 
Paris) verlangt wird. Um dies zu rechtfertigen, wird der punktuell erhöhte Sicherheitsbedarf durch die genann-
ten Ereignisse gezielt in die Rhetorik eines angeblichen Sicherheitsrisikos durch illegale Migration und grenz-
überschreitende Kriminalität eingebettet. Dies ist als klarer Versuch zu werten, eine «Verfestigung des Aus-
nahmezustands» herbeizuführen, um eine dauerhafte Einschränkung von Grund- und Freiheitsrechten durch-
zusetzen. Die SBAA nimmt dies mit grosser Beunruhigung zur Kenntnis. 

Die Forderungen reihen sich in eine sicherheitspolitische Debatte ein, die verstärkt auf Grenzkontrollen und 
Überwachung setzt. Dabei wird jedoch übersehen, dass die Schweiz bereits heute über ein dichtes Kontrollsys-
tem verfügt. Das BAZG führt sowohl stationäre als auch mobile Personen- und Warenkontrollen durch und 
setzt hierfür umfangreiche technische Mittel ein. Zudem arbeiten Bund, Kantone und die Behörden der Nach-
barstaaten eng zusammen, insbesondere im Rahmen des Schengen-Raums und des Schengener Informations-
systems (SIS). 

 
1 ausführlicher hierzu: Parletter 01/05. März. 
2 GUIGNARD SOPHIE, Wird die Schweiz immer gefährlicher?, SOSF-Parlaments-Monitoring, 2. Juni 2026; REY RAPHAËL, Angriff auf 
die Grundrechte im Namen «unserer Sicherheit», SOSF-Parlaments-Monitoring, 2. Juni 2026. 

https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20263229
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20263130
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20254577
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20244507
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20243701
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20243947
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20243701
https://beobachtungsstelle.ch/wp-content/uploads/2025/03/ParLetter-SBAA-Fruehjahr-25_final-DE.pdf
https://www.sosf.ch/de/article/wird-die-schweiz-immer-gefaehrlicher
https://www.sosf.ch/de/article/angriff-auf-die-grundrechte-im-namen-unserer-sicherheit
https://www.sosf.ch/de/article/angriff-auf-die-grundrechte-im-namen-unserer-sicherheit
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Der Bundesrat verweist denn auch darauf, dass die bestehenden Kontrollen lage- und risikobasiert erfolgen 
und die zeitlich befristeten zusätzlichen Grenzkontrollen im Jahr 2024 keinen messbaren Einfluss auf die irregu-
läre Migration hatten. Die Zahl der rechtswidrigen Einreisen sowie der aufgegriffenen mutmasslichen Schlepper 
lag sogar unter den Vorjahreswerten. Auch die Bekämpfung grenzüberschreitender Kriminalität könne nicht 
allein durch verstärkte Grenzkontrollen erfolgen, sondern erfordere insbesondere einen funktionierenden 
Informationsaustausch und eine koordinierte internationale Zusammenarbeit. 

Die Vorstösse vermitteln den Eindruck, dass komplexe Herausforderungen wie Kriminalität oder Migration 
primär durch eine Ausweitung von Grenzkontrollen gelöst werden könnten. Die Erfahrungen der letzten Jahre 
sprechen jedoch gegen die Wirksamkeit solcher Massnahmen.  

➔ Die SBAA empfiehlt, die beiden Vorstösse abzulehnen. Statt symbolpolitischer Forderungen braucht 
es evidenzbasierte Strategien, welche die Ursachen grenzüberschreitender Kriminalität adressieren 
und gleichzeitig die im Schengen-Raum verankerte Freizügigkeit nicht unnötig einschränken. 

 

b. Erweiterung der sicheren Drittstaaten 

Die gleichlautenden Motionen 26.3067 und 26.3407 verlangen eine Ausweitung der schweizerischen Liste si-
cherer Herkunftsstaaten in Anlehnung an die kürzlich erweiterte EU-Liste. Vorgesehen ist insbesondere die 
Aufnahme von Ägypten, Marokko, Tunesien, Algerien und der Türkei. 

Gemäss Art. 6a Abs. 2 AsylG bezeichnet der Bundesrat Staaten als sichere Heimat- oder Herkunftsstaaten, 
wenn nach seinen Feststellungen Sicherheit vor Verfolgung besteht. Dabei wird davon ausgegangen, dass keine 
flüchtlingsrelevante staatliche Verfolgung stattfindet und ausreichende Garantien zum Schutz vor nichtstaatli-
cher Verfolgung bestehen. Die entsprechenden Staaten sind in Anhang 2 der Asylverordnung 1 aufgeführt. Die 
Liste wird regelmässig überprüft und bei Bedarf angepasst. 

Wie der Bundesrat in seiner Stellungnahme festhält, stützt sich die Bezeichnung sicherer Herkunftsstaaten auf 
verschiedene Kriterien. Berücksichtigt werden insbesondere die politische Stabilität, die Einhaltung der Men-
schenrechte, die Einschätzungen von EU- und EFTA-Staaten sowie des UNHCR und weitere landesspezifische 
Gegebenheiten (Art. 2 Abs. 1 AsylV 1). 

Vor diesem Hintergrund erscheint die vorgeschlagene Erweiterung der Liste kritisch. Keiner der fünf in den 
Motionen genannten Staaten erfüllt nach aktuellem Kenntnisstand die Voraussetzungen des schweizerischen 
Safe-Country-Konzepts. Internationale Organisationen dokumentieren weiterhin Einschränkungen grundlegen-
der Rechte sowie Repressionen gegenüber Oppositionellen, Medienschaffenden, Menschenrechtsverteidi-
ger:innen oder Minderheiten. Insbesondere hinsichtlich der politischen Stabilität und der Menschenrechtslage 
bestehen erhebliche Vorbehalte gegen eine Einstufung dieser Staaten als sichere Heimat- oder Herkunftsstaa-
ten. 

Gemäss Bundesrat hätte die vorgeschlagene Anpassung zudem nur begrenzte praktische Auswirkungen. Das 
schweizerische Asylsystem verfügt bereits heute über Instrumente zur beschleunigten Behandlung von Asylge-
suchen mit geringen Anerkennungschancen. Die mit der EU-Regelung verfolgten Ziele werden damit weitge-
hend bereits erfüllt.3 

➔ Die SBAA empfiehlt, die beiden Vorstösse abzulehnen. Vor genanntem Hintergrund erscheint die po-
litische Signalwirkung der Motionen stärker im Vordergrund zu stehen als ihr konkreter Nutzen für das 
Asylverfahren. 

 

c. Rücküberstellung von Dublin-Fällen aus Italien nach Albanien 

Der Vorstoss 26.3185 möchte die italienischen Zentren in Albanien nutzen, um das Dublin-System zu entlasten 
und Kosten für die Schweiz zu senken. Ausgangspunkt ist die Tatsache, dass Italien seit längerer Zeit Dublin-
Fälle aus der Schweiz nur eingeschränkt übernimmt. Dadurch musste die Schweiz in den vergangenen Jahren 
zahlreiche Asylverfahren selbst durchführen, obwohl nach den geltenden Dublin-Regeln Italien zuständig gewe-
sen wäre. Dies habe zu erheblichen administrativen und finanziellen Belastungen für Bund und Kantone ge-
führt. 

 
3 s.auch NOORI SIMON, Die SVP entdeckt ihr Herz für Europa, SOSF-Parlaments-Monitoring, 2. Juni 2026. 

 

https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20263067
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20263407
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1999/358/de#art_6_a
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1999/359/de#annex_2
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1999/359/de#art_2
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20263185
https://sosf.ch/de/article/die-svp-entdeckt-ihr-herz-fuer-europa
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Die SBAA ist sich der finanziellen Mehrbelastung durch nicht durchführbare Dublin-Überstellungen bewusst. Sie 
befürwortet einen Dialog mit Italien, um menschenwürdige Aufnahmebedingungen zu erreichen. Die Schweiz 
hat es jedoch nicht in der eigenen Hand, diese Bedingungen in Italien herbeizuführen. Ihre Möglichkeiten er-
schöpfen sich in der Kooperation des italienischen Staates. Die aktuelle Situation macht auch einmal mehr die 
Schwachstellen des Dublin-Systems deutlich, in dem einzelne Staaten einen Grossteil der Verantwortung tra-
gen, während sich andere Staaten dieser Verantwortung entziehen. 

Der vorliegende Vorstoss wirft aber vor allem erhebliche grund- und menschenrechtliche Fragen auf. Insbeson-
dere die vorgeschlagene Auslagerung von Asylverfahren sowie die Unterbringung von Asylsuchenden oder 
weggewiesenen Personen in Drittstaaten ausserhalb des europäischen Rechtsraums sind rechtlich und politisch 
äusserst problematisch. Das Recht auf ein faires und wirksames Asylverfahren gehört zu den zentralen Garan-
tien des internationalen Flüchtlingsschutzes. Die Schweiz ist durch die Genfer Flüchtlingskonvention, die Euro-
päische Menschenrechtskonvention sowie weitere völkerrechtliche Verpflichtungen gebunden. Diese Ver-
pflichtungen enden nicht an der Landesgrenze und können nicht durch die Auslagerung von Verfahren oder 
Haftregimen auf Drittstaaten umgangen werden. 

Internationale Erfahrungen zeigen, dass Modelle zur Externalisierung von Asylverfahren regelmässig zu erhebli-
chen Rechtsunsicherheiten führen. Besonders problematisch sind Fragen des Zugangs zu Rechtsvertretung, der 
gerichtlichen Überprüfbarkeit von Entscheiden, der Wahrung menschenwürdiger Unterbringungsbedingungen 
sowie der effektiven Durchsetzung des Non-Refoulement-Prinzips. Dieses verbietet die Rückschaffung von 
Personen in Staaten, in denen ihnen Verfolgung, Folter oder unmenschliche Behandlung drohen. 

Auch das italienisch-albanische Modell steht seit seiner Einführung unter erheblichem rechtlichem Druck. Meh-
rere Gerichte haben Überstellungen gestoppt oder beanstandet, und die praktische Umsetzung blieb bislang 
weit hinter den politischen Erwartungen zurück. Dies verdeutlicht, dass die Auslagerung von Asylverfahren 
nicht nur grundrechtlich heikel, sondern auch administrativ und operativ wenig überzeugend ist. 

Hinzu kommt eine grundsätzliche rechtsstaatliche Frage: Wer hoheitliche Entscheide über Schutzsuchende 
trifft, muss auch die Verantwortung für deren rechtsstaatliche Behandlung übernehmen. Die Verlagerung von 
Verfahren in Drittstaaten erschwert die demokratische Kontrolle und die gerichtliche Aufsicht und schafft Dis-
tanz zwischen staatlichem Handeln und staatlicher Verantwortung. 

➔ Die SBAA empfiehlt, den Vorstoss abzulehnen. Er ist rechtlich nicht zulässig. 

 

d. Schweizer Teilnahme an Return-Hub-Projekten 

Mit der Motion 26.3244 wird die Schaffung der rechtlichen Grundlagen für eine Beteiligung der Schweiz an den 
im Rahmen der neuen EU-Rückkehrverordnung vorgesehenen Rückkehrzentren ausserhalb Europas gefordert. 
Abgewiesene Asylsuchende sollen künftig in Drittstaaten verbracht werden können, bis ihre Rückführung voll-
zogen wird. 

Der Vorstoss reiht sich in die zunehmenden Bestrebungen ein, asyl- und migrationspolitische Verantwortung an 
Drittstaaten auszulagern. Dabei bestehen erhebliche rechtliche, praktische und menschenrechtliche Bedenken. 
Insbesondere stellt sich die Frage, wie der Zugang zu wirksamem Rechtsschutz, die Einhaltung menschenrecht-
licher Standards und die Kontrolle der Bedingungen in solchen Zentren gewährleistet werden sollen. 

Auch der Bundesrat beurteilt solche Modelle zurückhaltend. Er verweist auf zahlreiche Hürden und Risiken 
sowie auf die bislang fehlenden Erfolge vergleichbarer Externalisierungsprojekte. Zudem hält er fest, dass Ex-
ternalisierungsansätze nationale Asyl- und Rückkehrsysteme bestenfalls ergänzen, nicht jedoch ersetzen kön-
nen. 

Vor diesem Hintergrund erscheint fraglich, ob die vorgeschlagenen Massnahmen tatsächlich zu einem wirksa-
meren Asylsystem beitragen oder vielmehr das Risiko bergen, den Schutz von Grund- und Menschenrechten 
zugunsten migrationspolitischer Symbolpolitik weiter zu schwächen.4 

➔ Die SBAA empfiehlt, die beiden Vorstösse abzulehnen. Die vorgeschlagenen Massnahmen tragen 
kaum zu einem wirksameren Asylsystem und beherbergen vielmehr das Risiko, den Schutz von Grund- 
und Menschenrechten zugunsten migrationspolitischer Symbolpolitik weiter zu schwächen. 

 
4 s. auch FREI PETER, Asylpolitik der FDP: Überaus hart und alles andere als fair!, SOSF-Parlamentsmonitoring, 2. Juni 2026. 

https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20263244
https://www.sosf.ch/de/article/asylpolitik-der-fdp-ueberaus-hart-und-alles-andere-als-fair
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(3) Die Landesverweisung per Strafbefehl ist ein rechtsstaatlich höchst bedenkliches 
Unterfangen, wie ein laufendes Forschungsprojekt zeigt 

In ihrer Analyse «Landesverweisung im Schnellverfahren?» vom 8. September hat sich die SBAA bereits aus-
führlich zum Vorhaben geäussert, Landesverweise künftig auch im Strafbefehlsverfahren aussprechen zu kön-
nen. Die Schlussfolgerungen aus einem laufenden Forschungsprojekt der Universität St. Gallen in Zusammen-
arbeit mit der Staatsanwaltschaft St. Gallen stützen die Position der SBAA. Das Projekt zeigt, dass viele per 
Strafbefehl verurteilte Personen weder die Verurteilung noch ihre Rechtsmittel ausreichend verstehen. 

- Ein Drittel der Verurteilten wusste nicht, dass sie verurteilt worden waren. 

- Ein Drittel der Verurteilten wusste nicht, dass eine allfällige Einsprache bei der Staatsanwaltschaft ein-
zureichen ist. 

- Mehr als die Hälfte kannte die Einsprachefrist nicht, obwohl sie die Informationen dazu schriftlich mit 
dem Strafbefehl erhalten hatten. 

Vor diesem Hintergrund erscheint die Annahme, Betroffene könnten sich gegen eine Landesverweisung einfach 
mittels Einsprache zur Wehr setzen, wenig realistisch. Ohne Kenntnis des Strafbefehls, seiner Konsequenzen 
und der Einsprachemöglichkeiten kann kein rechtsgültiger Verzicht auf ein gerichtliches Verfahren angenom-
men werden.  

Nora Markwalder, Studienautorin und Professorin für Strafrecht, Strafprozessrecht und Kriminologie an der 
Universität St. Gallen, äussert sich wie folgt zu den Ergebnissen: «Das Argument, die beschuldigte Person könne 
den Strafbefehl ja immer mittels Einsprache weiterziehen, geht an der Realität vorbei. Ein Grossteil der Be-
schuldigten versteht offenbar werden den Strafbefehl noch die Rechtsweg-Möglichkeiten, was eine tiefe Ein-
sprachequote von 5 Prozent weiter verdeutlicht. Diese Unkenntnis dürfte bei der von der Gesetzgebung be-
troffenen Personengruppe der illegal Eingereisten noch ausgeprägter sein. Eine so gravierende Sanktion wie die 
Landesverweisung im Strafbefehlsverfahren aussprechen zu wollen, womöglich sogar ohne Einvernahme der 
beschuldigten Person, widerspricht dem Gebot eines fairen Verfahrens und ist rechtsstaatlich schwer vertret-
bar.»5 

➔ Die SBAA empfiehlt, den Vorstoss abzulehnen. Wegen ihrer weitreichenden Folgen und aus rechts-
staatlicher Sicht sollte die Landesverweisung nicht in einem vereinfachten Strafbefehlsverfahren, son-
dern stets durch ein Gericht ausgesprochen werden. 

 

(4) Kantonsbeschwerderecht in Asylsachen 

Mit der Motion 25.3165 wird gefordert, dass Kantone künftig positive Entscheide des Staatssekretariats für 
Migration (SEM) im Asylbereich beim Bundesverwaltungsgericht anfechten können. Begründet wird der Vor-
stoss insbesondere mit der Behauptung, das SEM gewähre einzelnen Personengruppen zu grosszügig Schutz. 

Die Motion stellt grundlegende Prinzipien des schweizerischen Asylsystems in Frage. Das Asylwesen fällt ge-
mäss Bundesverfassung in die ausschliessliche Zuständigkeit des Bundes. Kantone sind weder Verfahrenspar-
teien noch unmittelbar von Asylentscheiden betroffen. Ein kantonales Beschwerderecht gegen Schutz gewäh-
rende Entscheide würde deshalb die bestehende Kompetenzordnung durchbrechen und den Kantonen faktisch 
eine Aufsichtsfunktion über die Asylpraxis des Bundes verschaffen. 

Zudem würde ein solches Beschwerderecht die Verfahren zusätzlich verkomplizieren und verlängern. Sowohl 
das SEM als auch das Bundesverwaltungsgericht müssten mit erheblichem Mehraufwand rechnen, ohne dass 
ein konkretes rechtsstaatliches Defizit ersichtlich wäre. Bereits heute unterliegen Asylentscheide einer gericht-
lichen Überprüfung, während die Rechtsschutzmöglichkeiten asylsuchender Personen im Vergleich zu anderen 
Rechtsgebieten eher eingeschränkt sind. 

Besonders stossend erscheint die Begründung der Motion mit Verweis auf die Schutzpraxis gegenüber afghani-
schen Frauen und Mädchen. Diese beruht nicht auf einer pauschalen Schutzgewährung, sondern auf Einzelfall-

 
5 NZZ, Gastkommentar Nora Markwalder, Die Landesverweisung per Strafbefehl ist ein rechtsstaatlich höchst bedenkliches 
Unterfangen, 12. November 2025; Beobachter, Ohne Gerichtsurteil, Landesverweis per Strafbefehl – Fachleute kritisieren 
die Idee, 27. Februar 2026. 

https://beobachtungsstelle.ch/news/analyse-zur-motion-25-3428-landesverweisungen-durch-strafbefehl/
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20263165
https://www.nzz.ch/meinung/die-landesverweisung-per-strafbefehl-ist-ein-rechtsstaatlich-hoechst-bedenkliches-unterfangen-ld.1908473
https://www.nzz.ch/meinung/die-landesverweisung-per-strafbefehl-ist-ein-rechtsstaatlich-hoechst-bedenkliches-unterfangen-ld.1908473
https://www.beobachter.ch/gesetze-recht/landesverweis-per-strafbefehl-fachleute-kritisieren-die-idee-906457?srsltid=AfmBOoq9ykNXlmlpyqJnJxdf8rHI1WSXrNulhqdE8fEl8Lq3OYA377ov
https://www.beobachter.ch/gesetze-recht/landesverweis-per-strafbefehl-fachleute-kritisieren-die-idee-906457?srsltid=AfmBOoq9ykNXlmlpyqJnJxdf8rHI1WSXrNulhqdE8fEl8Lq3OYA377ov
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prüfungen und der dokumentierten Menschenrechtslage unter dem Taliban-Regime. Das Bundesverwaltungs-
gericht hat die entsprechende Praxis bereits bestätigt.6 

➔ Die SBAA empfiehlt, die Motion abzulehnen. Die Motion droht, die Politisierung von Asylverfahren 
weiter voranzutreiben, ohne einen erkennbaren Beitrag zur Verbesserung des Asylsystems zu leisten. 

*** 

In Kürze: 

Kein Familiennachzug bei Stellvertreterehen (25.4039 Mo. Friedli)7 

Die Motion 25.4039 verlangt ein generelles Verbot des Familiennachzugs bei Stellvertreterehen, obwohl bereits 
heute wirksame Instrumente bestehen, um Zwangs- oder Scheinehen im Einzelfall auszuschliessen. Ein pau-
schales Verbot würde auch legitime Ehen betreffen, die aufgrund von Krieg, Flucht oder administrativen Hin-
dernissen nicht in persönlicher Anwesenheit geschlossen werden konnten, und wäre deshalb mit dem Recht 
auf Familienleben kaum vereinbar. Zudem stützt sich die Motion auf problematische Verallgemeinerungen, 
indem sie Stellvertreterehen pauschal mit patriarchaler Gewalt und gesellschaftlichen Kosten verknüpft und 
damit den Opferschutz gegen die Betroffenen selbst richtet. 

➔ Die SBAA ruft den Ständerat dazu auf, die Motion 25.4039 abzulehnen. Ein pauschales Verbot des 
Familiennachzugs bei Stellvertreterehen verkennt die komplexen Lebensrealitäten von Geflüchteten 
und Migrant:innen. Statt genereller Ausschlüsse braucht es individuelle Prüfungen – und einen wirk-
samen Schutz vor Zwang und Gewalt. 

 

Unentgeltliche Rechtspflege im Asylrekursverfahren (25.3635 Mo. Stark) 

Mit der Motion 25.3635 soll die unentgeltliche Rechtsvertretung im Asylverfahren eingeschränkt werden. Die 
Argumentation dafür überzeugt jedoch kaum: Die Gewährung einer unentgeltlichen Rechtsvertretung setzt 
bereits heute voraus, dass das Rechtsmittel nicht aussichtslos erscheint. Zudem ist die Rechtsvertretung ange-
sichts der kurzen Fristen im beschleunigten Asylverfahren von zentraler Bedeutung für einen wirksamen 
Rechtsschutz. Erfahrungen aus der Praxis zeigen ausserdem, dass selbst vermeintlich aussichtslose Fälle vor 
Gericht häufig erfolgreich sind. Genauere Ausführungen dazu finden Sie in unserer detaillierten rechtlichen 
Analyse auf unserer Website. 

➔ Die SBAA empfiehlt, die Motion abzulehnen. Die unentgeltliche Rechtsvertretung eine zentrale Vo-
raussetzung dafür, dass die stark beschleunigten Asylverfahren rechtsstaatlichen Anforderungen 
überhaupt genügen. 

*** 
Die Geschäftsstelle der SBAA dankt Ihnen herzlich für Ihre Aufmerksamkeit und Ihr Engagement. Für Rück-

fragen, Hintergrundinformationen oder ein persönliches Gespräch stehen wir Ihnen jederzeit gerne zur 
Verfügung. 

 

Mit freundlichen Grüssen 

 
 

 
 
 

Lars Scheppach   Meret Hofer 
Programmleiter «Publikationen und Advocacy»   Co-Geschäftsleiterin SBAA 

 
6 REBER CORINNE, Wie die SVP die verfassungsrechtliche Kompetenzordnung untergraben will, SOSF-Parlamentsmonitoring, 
2. Juni 2026. 
7 Die Motion wurde in Parletter 04/04.Dezember, Kap. 3, ausführlicher behandelt. 

https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20254039
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20254039
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20253635
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20253635
https://beobachtungsstelle.ch/news/analyse-werden-asylsuchende-bei-der-unentgeltlichen-rechtspflege-beguenstigt/
https://beobachtungsstelle.ch/news/analyse-werden-asylsuchende-bei-der-unentgeltlichen-rechtspflege-beguenstigt/
https://www.sosf.ch/de/article/wie-die-svp-die-verfassungsrechtliche-kompetenzordnung-untergraben-will
https://beobachtungsstelle.ch/wp-content/uploads/2025/12/ParLetter-SBAA-Winter-2025.pdf

